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Schuldenwirtschaft von Mitte-Links stoppen
Die ideologische links-grüne Politik der vergangenen Jahre bringt unser Land an den Rand des finanziellen Ruins: Die Bundes-
finanzen sind ausser Kontrolle geraten. Das gefährdet die Stabilität und den Wohlstand unseres Landes. In ihrem neuen finanz-
politischen Grundlagenpapier stellt die SVP ihre Forderungen für einen nachhaltig gesunden Bundeshaushalt und eine prospe-
rierende Schweiz vor. 

Der Bundeshaushalt ist aus dem Lot
In den letzten 30 Jahren haben sich die Ausgaben 
von 31,6 Milliarden Franken (1990) auf 87,8 
Milliarden Franken (2020) fast verdreifacht. 
Auch unter Ausklammerung der milliardenteu-
ren Corona-Massnahmen ist diese Entwicklung 
dramatisch. Der Staat wächst viel schneller als 
die Wirtschaft. Und dieser negative Trend dürfte 
sich weiter verschärfen. Die Folgen der stark an-
gestiegenen Schulden durch die Corona-Politik 
des Bundesrats werden die Schweizer Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler noch Jahrzehnte 
belasten. Gleichzeitig müssen die Menschen 
in der Schweiz die Versäumnisse und Traum-
tänzereien der verfehlten links-grünen Politik 
teuer bezahlen, beispielsweise in der aktuellen 
Energie- und Stromkrise. Aber auch bei der Er-
nährungssicherheit und der Landesverteidigung 
kommt diese Politik die Schweizer Bevölkerung 
teuer zu stehen. Nicht zu reden von den ständig 
steigenden Sozialausgaben, dem mit Abstand 
grössten Budgetposten des Bundes. 

Zurück zur haushälterischen Vernunft 
Die verantwortungslose links-grüne Politik 
höhlt das finanzielle Fundament der Eidgenos-
senschaft aus. Hinzu kommt, dass die ideo-
logisch motivierten Fesseln – Stichwort: Kli-
maschutz, Energiewende – und nationaler wie 
internationaler Regulierungsdruck die Wettbe-
werbsfähigkeit der Schweiz verschlechtern. Das 
ist ein Giftcocktail, der über kurz oder lang 
unseren Lebensstandard und unseren Wohl-
stand bedroht.

Der Schuldenwirtschaft von Mitte-Links ist Ein-
halt zu gebieten. Wir müssen zurückkehren zur 
haushälterischen Vernunft. Die Ausgaben dürfen 
die Einnahmen nicht überschreiten. Die meisten 
Privathaushalte leben ganz selbstverständlich 
nach diesem simplen Grundsatz. 

Die Forderungen 
In ihrem neuen Grundlagenpapier zur Finanzpo-
litik des Bundes analysiert die SVP das Problem 
und stellt unter anderem folgende Forderungen 
für einen nachhaltig gesunden Bundeshaushalt 
auf: 
• Verschärfung der Schuldenbremse
	� Das Ausgabenwachstum darf über einen Kon-

junkturzyklus hinweg nicht grösser sein als das 
Wirtschaftswachstum.

• �Reduktion der Bundesausgaben um 25 Pro-
zent

	� Die Ausgaben dürfen maximal 65 Milliarden 
betragen. Das entspricht dem Stand von 2015.

• �Senkung der Fiskalquote
	� Die erweitere Fiskalquote (inkl. Steuern und 

Abgaben) muss bis 2030 unter 30 Prozent ge-
senkt werden. 

• �Bundespersonal: 35’000 Vollzeitäquivalente 
sind genug 

	� Der Personalbestand des Bundes soll auf 
35’000 Vollzeitäquivalente begrenzt werden. 
Die Personalausgaben des Bundes dürfen 5 
Milliarden Franken nicht überschreiten. 

• �Schluss mit den teuren Privilegien der Bun-
desangestellten 

	� Wie in der Privatwirtschaft üblich, soll der 
Bund seinen Angestellten nicht mehr als 50 
Prozent an die berufliche Vorsorge bezahlen. 
Der Maximalsatz für Altersgutschriftensätze 
bei Pensionskassenleistungen ist auf 25 Pro-
zent zu kürzen (heute beträgt er bis 37 Pro-
zent). 5 Wochen Ferien für Bundesangestellte 
reichen (heute sind bis zu 7 Wochen vorgese-
hen).

• �Begrenzung der Entwicklungshilfe auf 2 
Milliarden Franken

Weitere wirksame Massnahmen sind die Ein-
führung eines Finanzreferendums, die Über-

führung des Bundespersonalrechts in die üb-
lichen Bestimmungen des Obligationenrechts 
(OR) und die Reduktion der gebundenen 
Ausgaben durch die Liquidation des Bahninfra-
strukturfonds (BIF) und des Nationalstrassen- 
und Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF). 
Über Ausgaben soll von Fall zu Fall entschie-
den werden, was mehr finanzpolitischen Hand-
lungsspielraum gibt. Ausserdem fordern wir eine 
Aufgabenentflechtung zwischen Bund und 
Kantonen sowie die Wiedereinführung eines 
alle vier Jahre erscheinenden Subventions-
berichts. 

Der Steuerzahler profitiert 
Nur wenn wir zur haushälterischen Vernunft zu-
rückkehren, haben Bevölkerung und Wirtschaft 
den notwendigen Entfaltungsfreiraum, der die 
Voraussetzung dafür bildet, dass wir auch in 
Zukunft in einem prosperierenden Land leben 
können. Davon profitieren wir alle: Eine erträg-
liche Steuerlast bedeutet mehr Geld zum Leben. 
Ein wettbewerbsfähiger Werkplatz Schweiz 
sichert Arbeitsplätze. Und eine dauerhafte Fi-
nanzstabilität stellt sicher, dass unsere Sozial-
werke auch noch für unsere Kinder und Enkel-
kinder da sind. 

Von Erich Hess,  
Nationalrat  
und Stadtrat,
Unternehmer, 
3018 Bern
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Vorname, Name

Adresse

PLZ, Ort

Tel./E-Mail

Datum, Unterschrift

Talon ausschneiden und einsenden an:   
Thomas Fuchs, PRO LIBERTATE, Niederbottigenweg 101, 3018 Bern   
(oder via E-Mail: info@prolibertate.ch oder via Telefon/SMS 079 302 10 09)

      Bitte senden Sie mir Infos zu über die Schweizerische
      Vereinigung PRO LIBERTATE (www.prolibertate.ch) zu.

Ich bestelle! Bitte senden Sie mir*...

_____ Expl. Armeekalender 2023 (Preis: Fr. 20.–)

_____ Expl. des Buches «Nacht und Licht» (Preis: Fr. 25.–)

_____ Expl. des Buches «Tell wacht» (Preis: 25.–)

_____ Expl. des Buches «Operationsziel Schweiz» (Preis: Fr. 29.–)

Dokumentarfilm «Das Réduit – Geschichte von 1939 bis 1945»
(Preis: Fr. 24.–) ______ Expl. als DVD ______ Expl. als USB-Stick
*Alle Preise zzgl. Porto und Verpackung                    [PL221028SZ]

Oberst Thomas Fuchs, 
Präsident Vereinigung PRO LIBERTATE

SPEZIAL
ANGEBOT DVD

Der Krieg in der Ukraine beweist
unmissverständlich, dass Sicherheit
nicht selbstverständlich ist. Unsere
Schweizer Armee schützt nicht nur in
der Krise, sondern auch in Friedenszeiten.
Dazu braucht es Investitionen in Mensch
und Material. Und nicht zuletzt auch die
wichtigste Währung überhaupt: Unsere
Dankbarkeit und Wertschätzung gegen-
über den Männern und Frauen in Uniform!

Bestelltalon

Nur wer aus der Geschichte lernt, kann heute die richtigen Schlüsse für die Zukunft ziehen.
PRO LIBERTATE hält die Geschichte unseres Landes lebendig. Bestellen Sie unsere Bücher und

den lehrreichen Dokumentarfilm «Das Réduit» über die Schweiz im Zweiten Weltkrieg.

PRO LIBERTATE
www.prolibertate.ch

Das ideale

Weihnachtsgeschenk
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Schutz vor dem Krieg: Brauchen wir wieder Bunker?
Das aktuelle Weltgeschehen, darunter vor allem 
die Pandemie sowie die Kriegssituation, ängs-
tigen viele Menschen. Der Russland-Ukraine-
Krieg könnte sich ausbreiten, auch wenn vieles 
dagegen spricht. Bunker sind eine Lösung, um 
sich in solchen Situationen bestmöglich schüt-
zen zu können. Sie bieten einen sicheren Unter-
schlupf und man kann einige Monate in ihnen 
überleben. Welche Vorteile haben die privaten 
Schutzräume? Für wen sind sie geeignet? Und 
wie nötig sind sie aktuell wirklich?

Das Bedürfnis an Schutz ist gross
Zu Beginn des Jahres hat sich die Situation zwi-
schen Russland und der Ukraine zugespitzt. Im 
Februar marschierten russische Truppen in die 
Ukraine ein, womit der Krieg begann. Noch ist 
kein Ende der Ausnahmesituation in Sicht. An-
fang September drohte die russische Sprecherin 
des Aussenministeriums, Maria Sacharowa, der 
gesamten EU sogar einen Atomkrieg an. In den 
USA sind Bunker bereits wieder im Trend. Und 

auch für die anderen Länder in Europa scheint 
es, eine gute Möglichkeit zu sein, sich vor dem 
Krieg zu schützen. Sollte der Krieg nämlich 
wirklich auf weitere Länder überlaufen, ist man 
gezwungen, sich zu schützen. Es stehen jedoch 
nicht genügend öffentliche Schutzräume für die 
gesamte Bevölkerung zur Verfügung. Seit Ende 
des Kalten Krieges 1991 hat die Bundesrepublik 
nämlich die Unterhaltung sowie Neuanschaf-
fung von Bunkeranlagen nicht weiter vorange-
trieben. Und das, obwohl in der jetzigen Zeit, das 
Bedürfnis der Menschen, sich und ihre Liebsten 
zu schützen, enorm gross ist.

Vorteile von Bunkern
Im Ernstfall bieten Bunker schnellen Schutz. Im 
Normalfall befinden sie sich nämlich auf dem 
eigenen Grundstück und sind somit wesentlich 
schneller erreichbar als öffentliche Schutzräu-
me. Zudem ist es möglich, sie auf die persön-
lichen Wünsche und Bedürfnisse anzupassen. 
Man muss nicht mehr mit dem Nötigsten aus-

kommen. Die voranschreitende 
Technologie hat viel möglich 
gemacht. Damit sind auch die 
Möglichkeiten für Bunker ge-
wachsen. Man kann beispiels-
weise noch mehr Vorräte an-
legen, die dem eigenen Bedarf 
entsprechen. Und die Einrich-
tung kann ganz persönlich ge-
staltet werden. Somit kann die 
Zeit unter Tage mit wesentlich 
mehr Komfort verbracht wer-
den als in einem öffentlichen 
Bunker. Zusätzlich kann ein 
Schutzraum auch für die Auf-
bewahrung von Wertgegen-
ständen und als Panikraum 
herhalten. 

Voraussetzungen für 
Bunker
Menschen sind gedrillt dar-
auf, sich und ihre Liebsten zu 
schützen. Und das auf jedwe-
de Art und Weise. Daher ent-
schliessen sich aktuell immer 
mehr Menschen zum Bau eines 
Bunkers. Doch dafür müssen 
bestimmte Voraussetzungen 
gegeben sein. Erst einmal spie-
len die Platzverhältnisse auf 
dem Grundstück natürlich eine 
grosse Rolle. Das Grundstück 
muss jedoch nicht nur die er-
forderliche Grösse aufweisen, 
sondern auch die Beschaffen-
heit muss stimmen, damit er an 
gewünschter Stelle eingebaut 
werden kann. Zusätzlich sind 
auch die finanziellen Mittel er-
forderlich. Der Einbau sowie 
die nötigen Materialien und 
ihre Beschaffung sind nämlich 
mit hohen Kosten verbunden. 
Vergessen werden dürfen hier 

auch nicht die Erhaltungskosten. Aufgrund die-
ser vieler anfallenden Kosten, sind es haupt-
sächlich wohlhabendere Menschen, welche sich 
für den Bau eines privaten Schutzraums ent-
scheiden. Doch mittlerweile gibt es auch schon 
einige günstigere Alternativen sowie Finanzie-
rungshilfen. 

Was muss beachtet werden?
Möchte man sich einen Bunker einbauen, ist 
jedoch zu beachten, dass Planung, Konstruktion 
und Ausstattung eine gewisse Zeit in Anspruch 
nehmen. Im Normalfall dauern Einbau und Aus-
stattung maximal vier Monate. Die Zeitspanne 
kann sich noch etwas ausdehnen, wenn es zu 
Lieferschwierigkeiten kommt. Dazu kommt es 
aufgrund der aktuellen Situation bekanntlich 
häufiger. Die Aufenthaltszeit im Bunker ist zu-
dem auf maximal sechs Monate beschränkt. 
Grund dafür sind die eingeschränkte Wasser- 
und Energiezufuhr. Zwar werden grosse Was-
sertanks mit eingebaut, doch auch diese sind 
irgendwann einmal leer. Zuletzt ist auch ein 
Bunker nicht vor allem sicher. Ein direkter An-
griff mit einer bunkerbrechenden Rakete würde 
auch er nicht überleben. Sicherheit ist demnach 
nicht zu hundert Prozent gewährt, das sollte 
man sich bewusst sein. Trotzdem machen dicke 
Stahl- und Betonschichten es Aussenstehenden 
sehr schwer, in den Schutzraum einzudringen. 
Den meisten Waffen und Schadstoffen hält er auf 
jeden Fall stand.

Fazit: Bunker schaffen eine gewisse 
Sicherheit
Bunker werden gebaut, um Menschen in Krisen-
zeiten zu schützen. Sie erfordern zwar einiger 
Planung und Kosten, doch aufgrund der aktuel-
len dynamischen Situationen im Weltgeschehen 
ist es ratsam, sich einen Schutzraum zuzulegen. 
Allein in den letzten Jahren haben Kriege, Kri-
sen, Umweltkatastrophen, Terror und Krank-
heitserreger gezeigt, wie leicht unsere Sicherheit 
beeinträchtigt werden kann. So bieten Bunker 
Schutz vor diversen Extremen, schützen gege-
benenfalls als Panikraum oder können als Safe 
für Wertgegenstände dienen.

Autoren: Christopher Haupt und Robert 
Stenzel sind CEOs der UndrEarth GmbH. 
Das Unternehmen hat sich der Planung 
und dem Bau von Schutzräumen ange-
nommen und bietet zusammen mit Part-
nern eine Finanzierung der Bunker an.  
https://undrearth.com/
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Unbezahlbare Krankenkassenprämien ?
Einige Überlegungen zum Thema Zweiklassenmedizin, Eigenverantwortung und  
Staatsmedizin
Sie werden’s selber auch festgestellt haben: Alles ist teurer geworden. Die Einkäufe, das Benzin an der Tankstelle etc. Und das 
dürfte so weiter gehen, schon nur wegen der Inflation und der Energiepreise. So werden wir ab nächstem Jahr natürlich auch 
einmal mehr weitaus höhere Krankenkassenprämien zahlen müssen: Im Durchschnitt so um die 7%, teils über 10%. Wer kann 
sich diese denn noch leisten? Viele konnten’s offenbar schon bisher nicht. Bereits 2020 bedurfte eine wachsende Zahl unse-
rer Bevölkerung, insgesamt 2,4 Millionen Leute, dafür eines staatlich subventionierten Prämienerlasses oder einer massiven 
Prämienverbilligung. Das sind gesamtschweizerisch 27,6% aller Versicherten (im Tessin sind’s unseres Wissens gar weit über 
30%). Mit den Prämienerhöhungen fürs 2023 wird sich dieser Anteil nochmals massiv erhöhen.

Von Dr.med.UST Mila Burkhard, Bern  
Dr. rer. publ. HSG Roland Burkhard, Bern

Es wird ja alles bezahlt…
Das alles wirft dornenvolle Fragen auf. Wir 
verfügen in der Schweiz über eine teure Spitzen-
Gesundheitsversorgung. Jeder kann sie quasi 
jederzeit nach Belieben beanspruchen, auch un-
nötigerweise. Denn die Kosten dafür zahlen ja 
entweder die Krankenversicherungen oder dann 
eben, mittels Prämienverbilligungen, der Staat. 
In beiden Fällen zahlen dafür aber in Tat und 
Wahrheit punkto Versicherungsprämien all jene 
mit, welche die Versicherung nur nötigenfalls 
beanspruchen, und punkto staatlicher Prämien-
verbilligungen bezahlen diese die noch verblie-
benen Steuerzahler.

Ob das noch lange so weiter gehen kann, da ha-
ben wir unsere Zweifel. Klar versucht man seit 
Jahren, die Gesundheitskosten zu senken (Me-
dikamentenpreise, Dauer der Spitalaufenthalte, 
vermehrt ambulatorische Behandlungen, staat-
liche Aufforderungen zu gesünderem Leben etc.
etc.), aber damit alleine lassen sich die Probleme 
nicht lösen, denn das Hauptproblem, die Über-
beanspruchung des subventionierten Gesund-
heitssystems bleibt erhalten, und die Dienst-
leister des Gesundheitswesens (Spitäler, Ärzte, 
Therapeuten, Psychologen und Psychiater, Phar-
mabranche etc.) profitieren alle davon; und die 
Krankenkassen kämpfen auch nur halbherzig 
für Verbesserungen, denn sie tragen selber ja 
keinerlei Kosten, sondern sind lediglich Kosten-
Umverteilungsstationen: Wenn’s teurer wird, er-
höhen sie schlicht und einfach die Prämien. Nie-
mand also hat eigentlich ein wirkliches Interesse 
an einer Kosteneindämmung, und so geschieht 
de facto kaum etwas. Es bedürfte schon eines 
radikalen System- und Mentalitätswechsels, um 
die Dinge zum Besseren zu verändern.

Wundermittel Selbstverantwortung?
Ein Wundermittel für die Kosteneindämmung 
im Gesundheitswesen gibt es nicht. Aber viel-
leicht hilft eines: Mehr Selbstverantwortung. 
Damit meinen wir nicht nur – das ist selbstver-
ständlich – dass alle von uns besser darauf ach-
ten sollten, wie wir unsere Gesundheit gut erhal-
ten, um möglichst nicht krank zu werden. Nein, 
damit meinen wir vor allem anderen eine radikal 
völlig andere persönliche Einstellung und auch 
Lebensführung im Hinblick auf die Tragung der 
Gesundheitskosten. Dazu drei Überlegungen: 

1. �Wer immer superteure, ja luxuriöse medizi-
nische Dienstleistungen beanspruchen will, 
soll diese jederzeit weiterhin erhalten können, 
dafür steht unsere super ausgebaute medizini-
sche Infrastruktur nur allzu gerne bereit. Doch 
er soll dafür voll selber bezahlen, so wie das 
übrigens in den meisten anderen Ländern der 
Fall ist. Wer das nicht will oder nicht kann, 
müsste sich mit einer zwar subventionierten, 
aber weitaus bescheideneren medizinischen 
Versorgung zufrieden geben, die nicht weit 
über die Notfallversorgung hinausgeht. Das 
Gesundheitssystem von Singapur hat’s vor-
gemacht, dort funktioniert das bestens. 

2. �Krankheiten sind oft nicht planbar, ebenso 
wenig die dafür erforderlichen Gesundheits-
kosten. Es ist deshalb nötig, dass alle von uns 
für Krankheitsfälle die nötigen finanziellen 
Mittel ansparen und dafür zur Seite legen. Das 
gilt ja schon nur für die Bezahlung der Kran-
kenkassenprämien. Klar, für reiche Leute mag 
dies kein Problem sein, aber für die weni-
ger Bemittelten bedeutet es einen gewissen 
Konsumverzicht. Will heissen: Vielleicht den 
Verzicht auf teure Ferien oder den Kauf eines 
Luxusautos, oder, für unnötige Elektronik und 
Kleider-Modeartikel etwas weniger Geld aus-
zugeben, um stattdessen etwas auf dem Konto 
auf der Seite zu haben für die Bezahlung der 
Prämien und die Selbstkosten in einem immer 
möglichen Krankheitsfall.  

3. �Leider wird das wegen dem gegenwärtig all-
zu komfortablen Gesundheitssystem nur un-
zureichend getan, und daraus resultiert oft 
der Bedarf nach zunehmender staatlicher Prä-
mienentlastung und der öffentlichen Beteili-
gung an den privaten Gesundheitskosten von 
angeblich «armen» Nichtzahlern, was sich 
insgesamt für die ordentlichen Prämien- und 
Steuerzahler als äusserst kostenerhöhend aus-
wirkt. Wer als «arm» und deshalb unterstüt-
zungswürdig betrachtet wird, sollte deshalb 
nicht nur nach seinem Einkommen bewertet 
werden, sondern auch danach, wie und für 
was er sein Geld ausgibt. Denn, sorry: Wenn’s 
ihm dann beispielsweise zwar für teure Ferien 
reicht, ist nicht einzusehen, warum er stattdes-
sen nicht hätte sparen und mit dem Geld nicht 
auch seine Krankenkassenprämien hätte be-
zahlen können! Die Missbräuche unseres all-
zu komfortablen linken Sozialsystems sind ja 
nur allzu bekannt. Wohlverstanden: Wirklich 
arme Leute sind selbstverständlich weiterhin 

zu unterstützen; doch es ist in keiner Weise 
nachvollziehbar, dass nahezu 30% der Be-
völkerung im reichsten Land dieser Welt für 
ihre Gesundheit auf staatliche Unterstützung 
angewiesen ist; wer vielleicht vorübergehend 
wegen der Bezahlung der Krankenkassen-
prämien in Nöte gerät, sollte dazu verpflichtet 
werden, unter Einschränkung seines persön-
lichen Komforts die gewährten Prämiener-
mässigungen Zug um Zug zurück zu zahlen. 

Ein Fazit in drei Stichworten
Alles, was wir hier ausgeführt haben, lässt sich 
in drei Stichworten zusammenfassen: Erstens: 
Zweiklassenmedizin. Ja sicher, das Wort mag 
zum «Unwort des Jahres» erklärt werden, aber 
sie ist weltweite Realität und auch bei uns un-
vermeidbar und teils bereits Tatsache (als Privat-
patienten oder in der Allgemeinen Abteilung in 
den Spitälern?). Zweitens: Eigenverantwortung. 
Ja, das mag hinsichtlich der Konsequenzen für 
die Verwöhnten durchaus erschreckend klingen, 
ist aber unausweichlich; denn wer sich aus purer 
Bequemlichkeit um die volle Bezahlung seiner 
Gesundheitskosten drückt,  handelt unverant-
wortlich und unsozial und richtet unser Gesund-
heitssystem zugrunde. Drittens: Staatsmedizin. 
Dieses international völlig ineffiziente, vorweg 
von Links postulierte System droht uns, wenn 
wir punkto Kostentragung nicht bald ein effi-
zienteres und weitaus selbstverantwortlicheres 
Gesundheitssystem zustande bringen.  

Bild: pixabay.com
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Von 
Thomas Matter, 
Nationalrat, 
8706 Meilen ZH

Was grüne Wähler wollen

21 Prozent der Stimmberechtigten haben bei 
den letzten eidgenössischen Parlaments-Wahlen 
grün oder grünliberal gewählt. Es ist ganz klar 
warum: Aus Sorge um die Klimaerwärmung, 
ein Thema, das jeder Bürger jeden Tag in den 
alarmistischen Medien verfolgt. Doch wissen 
die Wähler der grünen oder grünliberalen Partei-
en eigentlich, was sie mit ihrem Wahlverhalten 
sonst noch alles unterstützen? Lesen Sie hierzu 
meinen Kommentar:
Die einzigen Gewinner der letzten eidgenössi-
schen Wahlen im Oktober 2019 waren die Grü-
nen mit 6,1 Prozent und die Grünliberalen mit 
3,2 Prozent. Zusammen sind die beiden grünen 

Parteien, die es vor ein paar Jahrzehnten noch 
gar nicht gegeben hat, auf volle 21 Prozent ge-
kommen. Warum wählt jeder fünfte Schweizer 
grün oder grünliberal? Die Antwort ist einfach: 
einzig aus Sorge um das Klima.
Nur ist vielen Wählern gar nicht bewusst, wel-
che Politik sie damit unterstützen. Speziell wel-
che Bevölkerungs- und Zuwanderungspolitik. 
Die Grünen wie auch die Grünliberalen sind 
hundertprozentig für die Personenfreizügigkeit, 
die uns demnächst eine 9-Millionen-Schweiz 
beschert. Und sie sind verantwortlich für Dich-
testress, Überbauung der Grünflächen, Kultur-
land-Verlust, Zubetonierung der Landschaft, 
aber auch für den steigenden Energieverbrauch 
usw. Allein in diesem Jahr wandern mehr Leute 
in die Schweiz ein, als der Kanton Basel-Stadt 
Einwohner hat. Auch und besonders Dank den 
beiden grünen Parteien!
Ich bin auch ganz sicher, dass die meisten dieser 
21 Prozent Wähler der Grünen oder Grünlibe-
ralen keine Politik wollen, die die Schweiz in 
die EU führt. Aber schauen Sie sich einmal die 
Europa Politik dieser beiden Parteien an. Es 
gibt in der Schweiz keine einzige Partei, die so 
massiv Richtung Brüssel drängt, wie die Grün-
liberalen. Sie unterstützen auch, genau wie die 

Grünen, den Uno-Migrationspakt, der verlangt, 
dass sich alle Menschen aus der ganzen Welt 
in der Schweiz niederlassen können. Balthasar 
Glättli, Präsident der Grünen will sogar 100’000 
Syrer auf einen Schlag aufnehmen!
Was vielen Wählern offensichtlich auch nicht 
wirklich bewusst ist, ist dass die grünen Parteien 
das Weltklima um kein Millionstel Grad ver-
ändern können. Wenn es den Grünen und den 
Grünliberalen so Ernst wäre mit dem Klima-
schutz, wie sie behaupten, dann müssten sie 
Folgendes machen: Ihre Politiker müssten mit 
gutem Beispiel vorangehen und in «klimaverän-
derungsrelevante» Länder wie China, USA, In-
dien oder doch wenigstens nach Frankreich oder 
Deutschland ziehen, um dort für ihre Anliegen 
zu kämpfen, da die Schweiz mit ihrem CO2-Aus-
stoss von einem Tausendstel weltweit null und 
nichts am Klimawandel verändern kann. Was 
die grünen Politiker natürlich nicht machen, da 
das Klima nur das Deckmäntelchen ist für ihre 
linke Politik.
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«Krieg in Europa – was macht die Schweiz»
Von Paul Hunziker, 3662 Seftigen

Wenn an einem Werktag der Saal im Land-
gasthof Schönbühl berstend voll ist, und weit 
mehr Zuhörer anwesend sind als angemeldet, 
dann frägt man sich, was wohl der Grund dafür 
sein könnte. Meine Beurteilung ist spekulativ 
und subjektiv. Natürlich ist das Thema aktuell 
und interessiert. Aber Informationen, Meinun-
gen, Be- und Verurteilungen, Fakten und Fakes 
erhält man täglich und über alle Kanäle. Wer 
persönlich mehr erfahren will, kann dies auch 
auf vielseitige Art und Weise tun.

Den Grund für den Grossaufmarsch orte ich bei 
den Referenten. Es wird scheinbar grossen Wert 
darauf gelegt, Informationen und Meinungen 
direkt von kompetenten, glaubwürdigen Expo-
nenten zu vernehmen, welche über mehr Wissen 
und Verstand auf diesem Gebiet verfügen als der 
Mainstream und die gefärbten Medienschaffen-
den. Man will auch Fragen stellen können. 

Der Krieg in Europa fordert jetzt ganz besonders 
die Politik und das Militär und hier vor allem die 
Luftwaffe. Wenn nun Ständerat Werner Salz-
mann, Präsident der Sicherheitskommission, 
und Divisionär Peter Merz, Chef der Luftwaffe 
und Berufsoffizier gemeinsam als Referenten 
auftreten, dann ist die Gewähr gegeben, nicht 
angelogen, sondern aus erster Hand verlässlich 
informiert und aufgeklärt zu werden.

Weil viele wissen, dass Werner Salzmann nicht 
nur ein hervorragender Redner ist, der klar, 
prägnant, deutlich, engagiert und auch immer 
bestens vorbereitet auftritt, sondern auch über 
grossen Sachverstand und hohe Kompetenz ver-
fügt, kommen diese gerne an solche Anlässe nur 
schon, um ihn zu hören. Die politische Seite 
konnte mit ihm nicht besser vertreten sein. Wenn 
man dann noch wusste, dass Divisionär Peter 
Merz unter anderem Kommandant des Militär-
flugplatzes Meiringen war und jetzt als Kom-
mandant der Luftwaffe auch Projektleiter des 
Kampfflugzeuges ist, dann war bald mal klar, 
dass man dieses exklusive Angebot nutzen muss.

Es geht mir hier nicht darum, Zahlen, Statisti-
ken, Fakten, Belege, Beweise und Argumente 
der Referenten wiederzugeben. Wer diese hören 
wollte, war vor Ort. Wer sie sich beschaffen will, 
findet die Quellen. Ich nutze die Gelegenheit 
aber gerne, um aufzuzeigen, dass man sich an 
solchen Veranstaltungen verlässlich eine eigene 
Meinung bilden kann. Was wir sonst hören, le-
sen, sehen und vernehmen über den Krieg in der 
Ukraine, über die Kampfflugzeugbeschaffung, 
unsere Neutralität, über die Entwicklung der 
Armee oder die Ernährungssicherheit, verwirrt 
uns oft mehr, als dass wir Klarheit gewinnen.

Es wurde uns deutlich klar gemacht, in welch 
desolatem Zustand sich unsere Armee heute be-
findet. Jede Ortsfeuerwehr hat sich besser und 
verantwortungsvoller weiterentwickelt, moder-
nisiert und aufgerüstet sowohl im personellen als 

auch materiellen Bereich. Während der letzten 
30 Jahre wurde die Armee abgebaut und redu-
ziert, weil es zu viele gab, die an den ewigen 
Frieden und die Unmöglichkeit eines Krieges 
geglaubt haben. Nun herrscht Krieg, und unsere 
Vorbereitung auf diesen ist noch katastrophaler 
als es jene auf die Pandemie es war. Weil die Be-
drohung als Produkt von Potenzial und Absicht 
(Bedrohung = Potenzial x Absicht) definiert 
wird, kann jedermann zumindest abschätzen, in 
welch hoher Bedrohungslage wir uns befinden. 
Wenn wir diese nicht ernst nehmen, kann es uns 
ergehen, wie jenen, die nicht wahrhaben woll-
ten, dass Putin den Einmarsch in die Ukraine 
und den Angriff befehlen wird. Tatsache heute 
ist, dass es dort täglich auf beiden Seiten 200 
Tote gibt. Allein auf russischer Seite sind schon 
30’000 bis 40’000 Soldaten getötet worden. Wie 
lange dieser Krieg noch dauert, ob er sich aus-
weitet, ob wir noch stärker betroffen sein wer-
den, kann nicht beantwortet werden. Man weiss 
aber, dass Putin zwar über genug Material und 
Personal verfügt, die Leistungsfähigkeit seiner 
Truppen aber überschätzt und die Widerstands-
fähigkeit der Ukrainer und die Einigkeit des 
Westens unterschätzt hat. Dazu kommt, dass die 
russische Logistik nicht genügend funktioniert, 
und die Moral der Truppen stark gesunken ist. 
Die jungen, ungenügend ausgebildeten Soldaten 
wussten gar nicht, dass sie in einen echten Krieg 
gezogen sind und nun in einem gewissen Sin-
ne gegen eigene Landsleute kämpfen müssen. 
Es ist die Folge von gesteuerten, zensurierten, 
falschen, ungenügenden oder gar fehlenden In-
formationen.

Eine Erkenntnis hat sich bestätigt: Wer den Luft-
raum beherrscht, beherrscht auch den Boden! 
Damit sind wir auch beim Thema Kampfflug-
zeug. Die Notwendigkeit der Neubeschaffung 
ist inzwischen unbestritten. Wie viele sich aber 
anmassen, bezüglich Evaluation mitreden und 
bei der Typenwahl mitentscheiden zu müssen, 
ist nur noch peinlich und eine beschämende Ka-
barettnummer. Wenn zum Beispiel eine Ballett-
pädagogin als Nationalrätin und Mitglied der Si-
cherheitskommission sich zum selbsternannten 
Sprachrohr der Gegner der F-35A Beschaffung 
macht und als solches sich einbildet, sogar selber 
das geeignetste Flugzeug in Italien gefunden zu 
haben und entsprechend dort vor Ort in Verhand-
lung trat, dann erinnert mich diese auch an eine 
(verstorbene) Zürcherin, die als selbsternanntes 
Sprachrohr Gottes und Wunderheilerin zu glau-
ben wusste, dass ihre Angehörigen von Fiat Lux 
(italienische Marke???) mit einem Raumschiff 
gerettet werden.

Es war irgendwie befreiend zu vernehmen, dass 
die Initiative gegen den F-35 keine aufschie-
bende Wirkung und kaum Konsequenzen haben 
wird, weil diese funktionswidrig ist.

Vom Krieg in Europa sind wir aber längst mehr 
betroffen, als wir wahrhaben wollen. Unsere Er-
nährungssicherheit und die Energieversorgung 
sind nicht mehr gewährleistet. In diesem Kon-

text steht auch die Frage um unsere Neutralität. 
Fest steht, dass das Prinzip der schweizerischen 
Neutralität gebrochen wurde, weil wir einseitig 
Sanktionen mittragen und uns so einmischen. 
Das Gewähren von humanitärer Hilfe ist da-
bei nicht infrage gestellt. Wenn aber Christoph 
Blocher darauf hinweist, dass auch russische 
Soldaten getötet werden und zwar zu tausenden 
von ukrainischen Soldaten, die durch den Wes-
ten, vor allem die USA und die EU, bewaffnet 
werden, dann geht ein Aufschrei durch den Pres-
sewald. Ist das Leben eines russischen Soldaten 
weniger wert als jenes eines ukrainischen? 

Wir stehen nun also vor Problemen, die man 
zwar kannte, auf die wir uns aber nicht vorbe-
reitet haben. Der Selbstversorgungsgrad liegt 
unter 50% und damit sinkt auch unsere Durch-
haltefähigkeit. Der Energieverbrauch muss 43% 
runter. Für den Winter 22/23 gibt es keine andere 
Lösung als das Sparen. Mit Wind und Sonne 
können wir nur 5% des Bedarfes decken. Und 
was ist das Kernproblem unserer Schweiz? Das 
selbe, welches auch für den ganzen Planeten gilt: 
Die Überbevölkerung!

Was sind meine Schlussfolgerungen aus dem 
Informationsanlass:

• �Nur Informationen aus kompetenter und 
glaubwürdiger Quelle verhelfen zu einer 
guten Meinungsbildung.

• �Die SVP hat als einzige Partei schon lange 
auf Probleme und Mängel hingewiesen 
und Lösungen vorgeschlagen, welche 
aber nach bekanntem Muster abgelehnt 
worden sind.

• �Die Armee muss nicht neu erfunden aber 
erhalten und gefördert werden. Die Poli-
tik verteilt das Geld. Für Armee und 
Landwirtschaft gab es diesbezüglich das 
nötige Wachstum nicht!

• �Wir finanzieren lieber Einwanderer als 
Soldaten oder die Ausbildung der Rek-
ruten.

• �Faktisch gibt es keine Dienstpflicht mehr. 
Der Militärdienst wurde beinahe frei-
willig.

• �Der Bevölkerungszuwachs ist unser gros-
ses Problem.

• �Wir müssen die Abhängigkeit reduzieren, 
um die Schweiz zu stärken! 

• �Auch die NATO nimmt uns die Hausauf-
gaben nicht ab.

• �Werner Salzmann ist hervorragend und 
muss als Ständerat unbedingt wieder ge-
wählt werden.

• �Peter Merz ist als Kommandant Luftwaf-
fe, Projektleiter NKF und als Mensch ein 
Hoffnungsträger in unserer Armee.
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te e S  uns  
Bes ll n ie ere Pins!
Flagg  zeig n r e  K nto  Be n!

e e fü d n a n r

Der wahre Grund 
des drohenden 
Blackouts

Von Thomas Matter, Nationalrat,  
8706 Meilen ZH

Zuerst hat unsere Energieministerin Simonetta 
Sommaruga noch vor Strom-Blackouts im Jahr 
2025 gewarnt. Mittlerweile hat sie ihre Warnung 
bereits auf den nächsten Winter 2022/23 vorver-
schoben.Was ist da plötzlich los? Wer fährt unse-
re Energieversorgung und damit unsere Wirt-
schaft an die Wand? Und was ist der wirkliche 
Grund? Lesen Sie hierzu meinen Kommentar.
 
Ein Blackout ist für unsere Wirtschaft, unsere 
Arbeitsplätze und Haushalte eine schlimme Be-
drohung, schlimmer noch als Corona! Dort wo 
keine Notstromsysteme vorhanden sind, fallen 
Computer, Server, Telefone, Beleuchtungen und 
Belüftungen aus. Man kann in den meisten Be-
trieben nicht mehr arbeiten. Wegen den Geld- 
und Billettautomaten und wegen ausfallenden 
Kassensystemen funktioniert der Zahlungsver-
kehr nur noch mit Cash. Ein Blackout wäre 
verheerend für die Tiere in der Landwirtschaft, 
Lebensmittel würden verderben, es käme zu 
massenhaft kriminellen Handlungen, weil die 
Überwachungskameras und die Alarmanlagen 
wahrscheinlich nicht mehr funktionieren wür-
den. Eine Stunde ohne Strom verursacht in der 
Schweiz Wirtschaftsschäden von bis zu 200 
Millionen Franken, ein Tag ohne Strom kostet 
zwischen 2 und 4 Milliarden.
Leider trägt die Wirtschaft am drohenden Black-
out eine grosse Mitverantwortung.
Der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse 
hat nämlich bei der Abstimmung über die ver-
fehlte Energiestrategie 2050 die Parole «Stimm-
Freigabe» beschlossen. Der damalige Präsident, 
Heinz Karrer hat wörtlich gesagt: «Der Ent-
scheid war sehr, sehr klar, dass man bewusst auf 
eine Parole verzichten will.» Genau diese Ener-

giestrategie raubt uns jetzt die Versorgung mit 
sicherer, genügender, bezahlbarer und erst noch 
weitgehend CO2-freier Energie. Aber nicht nur 
das, die Wirtschaft hat auch die Personenfreizü-
gigkeit mit der EU intensiv beworben und Aber-
millionen in die verschiedenen Abstimmungs-
kampagnen gesteckt.
 
Warum erwähne ich jetzt die Personenfreizügig-
keit? Ein ETH Doktorand hat nachgerechnet, 
dass seit 2001 der Stromverbrauch in der Indus-
trie und der Landwirtschaft deutlich abgenom-
men hat, die Haushalte, Dienstleistungen und 
der öffentliche Verkehr aber massiv mehr Strom 
verbrauchen. Der Stromverbrauch pro Kopf ist 
zwar um über 10 Prozent zurück gegangen, ab-
solut aber trotzdem deutlich angestiegen.
 
Bis 2004 hat die Schweiz Jahr für Jahr netto 
Strom exportiert, seit der Personenfreizügigkeit 
aber in etlichen Jahren Strom netto importieren 
müssen. In den Haushalten ist der Stromver-
brauch seit 2001 um fast 20 Prozent gestiegen.
In dieser Zeit sind etwa 700‘000 Haushalte aus 
dem Boden gestampft worden. Fazit: Neben 
der verfehlten rot-grünen Energiestrategie ist 
das Bevölkerungswachstum, primär angetrieben 
durch die Migration, der Hauptgrund des Mehr-
bedarfs an Strom und vor allem der Hauptgrund, 
warum wir strommässig nicht mehr unabhängig 
sind. Darum müssen wir heute plötzlich mit 
einem drohenden Blackout rechnen, was vor 
20 Jahren noch undenkbar gewesen wäre! Ver-
gessen Sie das nicht, wenn Sie das nächste Mal 
bei einem Energie- oder Migrationsthema an die 
Urne gehen!

Leserbrief

Steuern: Angemes-
sener Vergütungs-
zins fehlt!
Vor etlichen Jahren erhielt man beim Vorauszah-
len der Steuern einen Vergütungszins, welcher 
um einiges höher lag als heute, wo man kaum 
noch 0,10 Prozent Zins erhält. Zum Vergleich: 
Wer seine Krankenkassenprämien im Voraus 
für ein Jahr begleicht, erhält, je nach Kasse, ein 
bis zwei Prozent Rabatt. Auch bei Handwer-
ker-Rechnungen erhielt man einst, bei Zahlung 
innert 10 Tagen 2 Prozent Skonto.
Der heutige Steuer-Verzugszins von 3,5 Prozent 
steht in keinem Verhältnis zum Vergütungszins. 
Der Vergütungszins sollte demnach zwischen 2  
bis 3,5 Prozent betragen, um diejenigen Steuer-
zahler zu motivieren, ihre Steuern, oder einen 
Teil davon, vorzeitig zu bezahlen, welchen dies 
möglich wäre.
Stecken politische Überlegungen dahinter, wel-
che diejenigen, die haushälterisch mit ihren Fi-
nanzen umgehen und deshalb Steuer-Voraus-
zahlungen leisten könnten, nicht «belohnen» 
wollen? Weshalb hat der Fiskus, Bund und Kan-
tone kein Interesse an Steuer-Vorauszahlungen, 
in einer Zeit, wo heftig über den Steuerverzugs-
zins-Erlass debattiert wird? Ist es ganz einfach 
aus der Mode gekommen, oder ist es vielmehr 
politisch nicht korrekt, «Steuer-Frühzahler» zu 
Recht anständig zu belohnen?
 
Marcus Stoercklé jun., 4052 Basel

Spenden in WIR

Sie können Spenden an BernAktuell  
auch in WIR tätigen.
Spenden in WIR bitte BA an BernAktuell,  
Postfach 3150, 3001 Bern
BernAktuell dankt herzlich für Ihre Unterstützung.
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Eine Gedenkmünze für das legen-
däre «Goldvreneli»
Mit der am 11. Mai 2022 herausgegebenen 50-Franken-Goldmünze erinnert Swiss-
mint 100 Jahre später an die letzte Prägung dieser Goldvreneli mit Nominalwert 10 
Franken im Jahre 1922.

Das 10-Franken-Goldvreneli mit einer nach 
links schauenden Frauenbüste, das volle Haar 
zu einem Zopf geflochten sowie um die Schul-
tern einen Kranz von Edelweiss, wurde letztmals 
1922 geprägt. Es ist die kleine Schwester des 
legendären 20-Franken-Goldvreneli und wurde 
zwischen 1911 und 1922 in der Münzstätte der 
Schweiz in Bern hergestellt. In diesem Zeitraum 
wurden insgesamt 2,65 Millionen Münzen ge-
prägt

Im Mai 2022 präsentierte Swissmint, die 
Schweizer Münzprägestätte, welche auch das 
Schweizer «Hartgeld» produziert, zum Anden-
ken eine 50-Franken-Goldmünze. Aufgrund der 
geringen Dicke der verwendeten Rondelle und 
der Beschaffenheit des Reliefs der Bildseite 
musste die Wertseite des 10-Franken-Vreneli 
allerdings neu gestaltet werden. So zeigt sie im 
oberen Bereich das Schweizer Kreuz inmitten 
eines Strahlenkranzes, in der Mitte den Nenn-
wert und die Jahreszahl. Im unteren Bereich sind 
Zweige mit Blüten von Alpenrose und Enzian 
abgebildet. Ganz unten ist das Münzzeichen «B» 
für Bern angebracht.

Das Gewicht der Münze liegt bei 3,226 Gramm 
mit einem Gold-Feingehalt von 900/1000. Der 
Durchmesser beträgt 19 Millimeter. Die neue 
50-Franken-Goldmünze «100 Jahre letzte Prä-
gung 10-Franken-Vreneli» wurde von Remo 
Mascherini entworfen. Die Auflage ist auf insge-

samt 5’000 Exemplare in der Qualität «Polierte 
Platte» limitiert. Davon verfügen 250 Münzen 
überdies ein Künstlerzertifikat.

Wie bei vielen Sonderprägungen war auch diese 
Goldmünze innert kürzester Zeit vergriffen, was 
die Beliebtheit des Goldvrenelis auch 100 Jahre 
nach ihrer letzten Prägung eindrücklich unter 
Beweis stellt.
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Mehrfamilienhaus zu  
kaufen gesucht
Sie möchten Ihre Liegenschaft rasch und 
diskret verkaufen?
Mietverträge werden übernommen, Wohn-
recht möglich.
Auch Mehrfamilienhaus mit Kleinwohnun-
gen oder Spezialobjekte.
Unverbindliche Kontaktaufnahme via 079 
302 10 09 Thomas Fuchs 
oder Mail an fuchs@fuchs.tv

AKW Mühleberg stillgelegt = noch  
höhere Auslandabhängigkeit!
Mit einem grossen Festakt, allerlei Brimbo-
rium, sowie Erwachsenen, welche sich freuten 
wie kleine Kinder, wurde das Atomkraftwerk 
Mühleberg am 19. Dezember 2019 feierlich um 
12 Uhr 30 heruntergefahren und für immer ab-
gestellt.

Gibt es hier wirklich ein Grund zum feiern?
Die Steuern für die natürlichen Personen in der 
Gemeinde Mühleberg werden um einiges stei-
gen und die Abhängigkeit und somit Erpressbar-
keit von ausländischen Stromanbietern steigt! 
Die Arbeitslosigkeit wird in ein paar Jahren, 
nach dem Rückbau, ebenfalls steigen. Die selben 
Akteure, welche jetzt jubeln, werden dann, in ei-
nigen Monaten «nein» stimmen, zur Begrenzung 
der Einwanderung.

Das sind himmelschreiende Widersprüche! 
Denn jeder Neueinwanderer ist auch Stromver-

braucher und somit auf ein zuverlässiges Strom-
netz angewiesen! Statt unzählige Millionen in 
den Rückbau zu investieren, wäre es vernünf-
tiger, weiterhin Strom zu produzieren, weil wir 
laufend mehr davon benötigen und das AKW 
Mühleberg, trotz seines Alters, in gutem Zustand 
und up to Date ist bzw. war.

Die Sankt Florian Politik der jubelnden Freunde 
des AKW Rückbaus ist offensichtlich: Haupt-
sache ist, die Schweiz hat eines Tages überhaupt 
keine eigenen AKW’s mehr, ob nun der Ersatz-
strom – weil der alternativ produzierte leider 
bei Weitem nicht ausreicht – aus ausländischen 
Atom- bzw. Kohlekraftwerken kommt, scheint 
den hiesigen Öko-Fundis ziemlich egal zu sein; 
solange Strom aus der Steckdose fürs Smart-
phone fliesst...

Marcus Stoercklé jun., 4052 Basel

Leserbrief
Das Impfverständ-
nis hat sich gewan-
delt
Wo liegt die Ursache; Mehrheitsdemokratie ver-
sus Autoritäten?
Rückblick eines voll durchgeimpften Grufti.
Auf gesundheitlichem Gebiet, gab es einst den 
Hausarzt alter Schule, dieser verdiente volle 
Autorität zu geniessen. Den damals noch sehr 
anspruchsvollen und ganzheitlich medizinischen 
Lehrgang nannte man noch berechtigt die Kö-
nigsdisziplin. Mit der demokratisch eingeführten 
Chancengleichheit und der Gleichberechtigung 
wurde dieses bewährte Arzt Studium fahrlässig 
der demokratischen Mehrheit geopfert.
Rückblickend bin ich dankbar, dass ich mich 
damals für nötige Impfungen noch nicht poli-
tisch beraten lassen musste, ich den Autoritäten 
vertrauen konnte. 
Die Tarmed Tarife müssen auch Heilern eine 
Lebensgrundlage ermöglichen. Mit lebensläng-
lichen Behandlern ist unsere Gesellschaft nicht 
bedient. Im Laufe meines Lebens habe ich einige 
Male Medikamente auf eigene Verantwortung 
abgesetzt. So habe ich viel gelernt und bin von 
Nebenwirkungen verschont geblieben.

Peter Baumgartner, geb 1930,  
4900 Langenthal

www.bernaktuell.ch


